
 

Landkreis Vorlage-Nr. 151/2016 

Der Landrat Ergänzung  

 öffentlich X 

Az: 55 nichtöffentlich  

 Kosten (Betrag in Euro)  

 im Budget enthalten entfällt 

 Auswirkung Finanzziel entfällt 

 Mitwirkung Landrat ja 

 Qualifizierte Mehrheit nein 

 Datum 04.11.2016 

Beschlussvorlage 
 

Benennung der Bürgervertreter und sonstigen Mitglieder im Ausschuss  

für Gleichstellung, Arbeit und Soziales 
 
 
Beschlussvorschlag: 

 
Folgende Bürgervertreter werden gemäß § 71 Abs. 7 NKomVG für den Ausschuss für 
Gleichstellung, Arbeit und Soziales benannt. 
 
 
(SPD) Eva Schlaugat 
 
(CDU) 
 
(B 90/Grüne) Jörg Köther 
 
(AfD) 
 
(FDP) Benedikt Schurm 
 
(PB/Piraten) Hubertus Hahn 
 
 
Frau Dorit Lonnemann von der „Kreisarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege im 
Landkreis Peine“ wird als Mitglied mit beratender Stimme in den Ausschuss für Gleichstellung, 
Arbeit und Soziales berufen. 
 
 
 
 
 
(LR)  (OE 55) 

 
 

Gremium zuständig gem. TOP Datum Ja Nein Enth. Kenntnis Vertagt 

KA (Kreisausschuss) § 76 NKomVG  16.11.2016      

KT (Kreistag) § 58 NKomVG  16.11.2016      



 
Sachdarstellung: 

 
In der konstituierenden Sitzung des Kreistages sind die Mitglieder für den Ausschuss aus dem 
Kreistag benannt worden. Nunmehr sollen entsprechend des Beschlusses gem. § 71 Abs. 10 
NKomVG zur Abweichung beim Zählverfahren bei der Benennung der Bürgervertreter diese 
benannt werden. 
 
Die „Kreisarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege im Landkreis Peine (KAG)“ erhält 
gemäß Beschluss des Kreistages vom 13.12.2006 einen Sitz mit beratender Stimme im Ausschuss 
für Gleichstellung, Arbeit und Soziales, um als Interessenvertreterin der sozialen Verbände und 
Einrichtungen im Landkreis Peine der Politik und der Verwaltung bei der Bewältigung der sozialen 
Herausforderungen beratend zur Seite zu stehen und die Sozialkompetenz der KAG einzubringen. 
 
Ebenfalls einen Sitz mit beratender Stimme soll der Kreis-Seniorenbeauftragte erhalten, dessen 
Berufung in den Ausschuss nach Abschluss des derzeitigen vorbereitenden Verfahrens der 
Beteiligten in einer späteren Sitzung des Kreistages vorgesehen ist. 
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